
Vorentwurf der Arbeitsgruppe „Verwahrung“ vom 15.7.2004 
zur Änderung des Strafgesetzbuches in der Fassung vom 13.12.2002 

betreffend 
die Umsetzung von Artikel 123a BV (lebenslängliche Verwahrung) und 

einzelne nachträgliche Korrekturen am neuen Massnahmerecht 
 
 
Revidierter Allgemeiner Teil des Strafgesetzbuches vom 
13.12.2002 (BBl 2002 8240) 

 
Vorentwurf der Arbeitsgruppe „Verwahrung“ 
(Änderungsvorschläge in Fett- und Kursivschrift) 
 

 
Art. 56 (1. Grundsätze) 
 
1Eine Massnahme ist anzuordnen, wenn: 
a. eine Strafe allein nicht geeignet ist, der Gefahr weiterer Straftaten des 
Täters zu begegnen; 
b. ein Behandlungsbedürfnis des Täters besteht oder die öffentliche 
Sicherheit dies erfordert; und 
c. die Voraussetzungen der Artikel 59–61, 63 oder 64 erfüllt 
sind. 
 

2Die Anordnung einer Massnahme setzt voraus, dass der mit ihr 
verbundene Eingriff in die Persönlichkeitsrechte des Täters im Hinblick 
auf die Wahrscheinlichkeit und Schwere weiterer Straftaten nicht 
unverhältnismässig ist.  
 
3Das Gericht stützt sich beim Entscheid über die Anordnung einer 
Massnahme nach den Artikeln 59–61, 63 und 64 sowie bei der Änderung 
der Sanktion nach Artikel 65 auf eine sachverständige Begutachtung.  
 
 
 
 
 
 
 

 
Art. 56 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                                                             
 
3bis Kommt die Anordnung einer Massnahme nach den Artikeln 60, 61 
oder 63 in Betracht, so kann das Gericht in leichten und eindeutigen 
Fällen auf  eine Begutachtung verzichten.  
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Diese äussert sich über: 
a. die Notwendigkeit und die Erfolgsaussichten einer Behandlung des 
Täters; 
b. die Art und die Wahrscheinlichkeit weiterer möglicher Straftaten; und 
c. die Möglichkeiten des Vollzugs der Massnahme.  
 
4Hat der Täter eine Tat im Sinne von Artikel 64 Absatz 1 begangen, so ist 
die Begutachtung durch einen Sachverständigen vorzunehmen, der den 
Täter weder behandelt noch in anderer Weise betreut hat. 
 
 

 

 

 

 

5Das Gericht ordnet eine Massnahme in der Regel nur an, wenn eine 
geeignete Einrichtung zur Verfügung steht. 
 
6Eine Massnahme, für welche die Voraussetzungen nicht mehr erfüllt 
sind, ist aufzuheben. 
 

 
3terDie Begutachtung äussert sich über: 
a. die Notwendigkeit und die Erfolgsaussichten einer Behandlung des Täters; 
b. die Art und die Wahrscheinlichkeit weiterer möglicher Straftaten; und 
c. die Möglichkeiten des Vollzugs der Massnahme. 
 
 

4Die Begutachtung ist durch einen Sachverständigen vorzunehmen, der 
den Täter weder behandelt noch in anderer Weise betreut hat. 
 
 

4bisKommt die Anordnung der lebenslänglichen Verwahrung nach 
Artikel 64 Absatz 1ter in Betracht, so wird von zwei erfahrenen und 
voneinander unabhänigen Sachverständigen je ein Gutachten erstellt. 
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Art. 59 (2. Stationäre therapeutische Massnahmen. 
Behandlung von psychischen Störungen) 
 
1Ist der Täter psychisch schwer gestört, so kann das Gericht eine 
stationäre Behandlung anordnen, wenn:  
a. der Täter ein Verbrechen oder Vergehen begangen hat, das mit seiner 
psychischen Störung in Zusammenhang steht; und 
b. zu erwarten ist, dadurch lasse sich der Gefahr weiterer mit seiner 
psychischen Störung in Zusammenhang stehender Taten begegnen. 
 
2Die stationäre Behandlung erfolgt in einer geeigneten psychiatrischen 
Einrichtung oder einer Massnahmevollzugseinrichtung. 
 
3Hat der Täter eine Tat im Sinne von Artikel 64 Absatz 1 begangen, so 
erfolgt die Behandlung, solange dies aus Sicherheitsgründen notwendig 
ist, in einer geschlossenen psychiatrischen Einrichtung, einer 
geschlossenen Massnahmevollzugseinrichtung oder in einer getrennten 
Abteilung einer Anstalt nach Artikel 76 Absatz 2.  
 

4Der mit der stationären Behandlung verbundene Freiheitsentzug beträgt 
in der Regel höchstens fünf Jahre. Sind die Voraussetzungen für die 
bedingte Entlassung nach fünf Jahren noch nicht gegeben und ist zu 
erwarten, durch die Fortführung der Massnahme lasse sich der Gefahr 
weiterer mit der psychischen Störung des Täters in Zusammenhang 
stehender Verbrechen und Vergehen begegnen, so kann das Gericht auf 
Antrag der Vollzugsbehörde die Verlängerung der Massnahme um jeweils 
höchstens fünf Jahre anordnen. 
 

 
Art. 59 (2. Stationäre therapeutische Massnahmen. 
Behandlung von Tätern mit psychischen Störungen oder besonderen 
Persönlichkeitsmerkmalen) 
 
1Ist der Täter psychisch schwer gestört oder weist er besondere 
Persönlichkeitsmerkmale auf, so kann das Gericht eine stationäre 
Behandlung anordnen, wenn:  
a. der Täter ein Verbrechen oder Vergehen begangen hat, das mit seinem 
Zustand in Zusammenhang steht; und 
b. zu erwarten ist, dadurch lasse sich der Gefahr weiterer mit seinem 
Zustand in Zusammenhang stehender Taten begegnen. 
 
 
3 Solange die Gefahr besteht, dass der Täter flieht oder weitere 
Straftaten begeht, wird  er in einer geschlossenen Einrichtung 
behandelt. Er kann auch in einer Strafanstalt nach Artikel 76 Absatz 2 
behandelt werden, sofern die nötige therapeutische Behandlung durch 
Fachpersonal gewährleistet ist. 
 
4Der mit der stationären Behandlung verbundene Freiheitsentzug beträgt in 
der Regel höchstens fünf Jahre. Sind die Voraussetzungen für die bedingte 
Entlassung nach fünf Jahren noch nicht gegeben und ist zu erwarten, durch 
die Fortführung der Massnahme lasse sich der Gefahr weiterer mit dem 
Zustand des Täters in Zusammenhang stehender Verbrechen und Vergehen 
begegnen, so kann das Gericht auf Antrag der Vollzugsbehörde die 
Verlängerung der Massnahme um jeweils höchstens fünf Jahre anordnen. 
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Art. 62 (Bedingte Entlassung) 
 
1Der Täter wird aus dem stationären Vollzug der Massnahme bedingt 
entlassen, sobald sein Zustand es rechtfertigt, dass ihm Gelegenheit 
gegeben wird, sich in der Freiheit zu bewähren. 
 
2Bei der bedingten Entlassung aus einer Massnahme nach Artikel 59 
beträgt die Probezeit ein bis fünf Jahre, bei der bedingten Entlassung aus 
einer Massnahme nach den Artikeln 60 und 61 ein bis drei Jahre.  
 
3Der bedingt Entlassene kann verpflichtet werden, sich während der 
Probezeit ambulant behandeln zu lassen. Die Vollzugsbehörde kann für 
die Dauer der Probezeit Bewährungshilfe anordnen und Weisungen 
erteilen. 
 
4Erscheint bei Ablauf der Probezeit eine Fortführung der ambulanten 
Behandlung, der Bewährungshilfe oder der Weisungen notwendig, um 
der Gefahr weiterer mit dem Zustand des bedingt Entlassenen in 
Zusammenhang stehender Verbrechen und Vergehen zu begegnen, so 
kann das Gericht auf Antrag der Vollzugsbehörde die Probezeit wie folgt 
verlängern:  
a. bei der bedingten Entlassung aus einer Massnahme nach Artikel 59 
jeweils um ein bis fünf Jahre;  
b. bei der bedingten Entlassung aus einer Massnahme nach den Artikeln 
60 und 61 um ein bis drei Jahre.  
 
5Die Probezeit nach der bedingten Entlassung aus einer Massnahme 
nach den Artikeln 60 und 61 darf insgesamt höchstens sechs Jahre 
dauern.  
 
6Hat der Täter eine Straftat im Sinne von Artikel 64 Absatz 1 begangen, 
so kann die Probezeit so oft verlängert werden, als dies notwendig 
erscheint, um weitere Straftaten dieser Art zu verhindern. 
 

 
Art. 62 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6 Hat der Täter einen Mord, eine vorsätzliche Tötung, eine schwere 
Körperverletzung, eine Vergewaltigung, einen Raub, eine Geiselnahme, 
eine Brandstiftung oder ein anderes Verbrechen begangen, durch das er 
die physische, psychische oder sexuelle Integrität einer anderen Person 
schwer beeinträchtigt hat oder beeinträchtigen wollte, so kann die 
Probezeit so oft verlängert werden, als dies notwendig erscheint, um weitere 
Straftaten dieser Art zu verhindern. 
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Art. 62a (Nichtbewährung) 
 
1Begeht der bedingt Entlassene während der Probezeit eine Straftat und 
zeigt er damit, dass die Gefahr, der die Massnahme begegnen soll, 
fortbesteht, so kann das für die Beurteilung der neuen Tat zuständige 
Gericht nach Anhörung der Vollzugsbehörde:  
a. die Rückversetzung anordnen; 
b. die Massnahme aufheben und, sofern die Voraussetzungen dazu erfüllt 
sind, eine neue Massnahme anordnen; oder  
c. die Massnahme aufheben und, sofern die Voraussetzungen dazu erfüllt 
sind, den Vollzug einer Freiheitsstrafe anordnen. 
 
2Sind auf Grund der neuen Straftat die Voraussetzungen für eine 
unbedingte Freiheitsstrafe erfüllt und trifft diese mit einer zu Gunsten der 
Massnahme aufgeschobenen Freiheitsstrafe zusammen, so spricht das 
Gericht in Anwendung von Artikel 49 eine Gesamtstrafe aus.  
 
3Ist auf Grund des Verhaltens des bedingt Entlassenen während der 
Probezeit ernsthaft zu erwarten, dass er eine Tat im Sinne von Artikel 64 
Absatz 1 begehen könnte, so kann das Gericht, das die Massnahme 
angeordnet hat, auf Antrag der Vollzugsbehörde die Rückversetzung 
anordnen.  
 
 

4Die Rückversetzung dauert für die Massnahme nach Artikel 59 
höchstens fünf Jahre, für die Massnahmen nach den Artikeln 60 und 61 
höchstens zwei Jahre.  
 

5Sieht das Gericht von einer Rückversetzung oder einer neuen 
Massnahme ab, so kann es: 
a. den bedingt Entlassenen verwarnen; 
b. eine ambulante Behandlung oder Bewährungshilfe anordnen; 
c. dem bedingt Entlassenen Weisungen erteilen; und 
d. die Probezeit bei einer Massnahme nach Artikel 59 um ein bis 
fünf Jahre, bei einer Massnahme nach den Artikeln 60 und 61 um ein bis 
drei Jahre verlängern. 
 

6Entzieht sich der bedingt Entlassene der Bewährungshilfe oder 
missachtet er die Weisungen, so ist Artikel 95 Absätze 3–5 anwendbar. 
 

Art. 62a 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 3Ist auf Grund des Verhaltens des bedingt Entlassenen während der 
Probezeit ernsthaft zu erwarten, dass er einen Mord, eine vorsätzliche 
Tötung, eine schwere Körperverletzung, eine Vergewaltigung, einen 
Raub, eine Geiselnahme, eine Brandstiftung oder ein anderes Verbre-
chen begehen wird, durch das er die physische, psychische oder 
sexuelle Integrität einer anderen Person schwer beeinträchtigt, so kann 
das Gericht, das die Massnahme angeordnet hat, auf Antrag der 
Vollzugsbehörde die Rückversetzung anordnen.  
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Art. 62c   (Aufhebung der Massnahme) 
 
1Die Massnahme wird aufgehoben, wenn: 
a. deren Durch- oder Fortführung als aussichtslos erscheint; 
b. die Höchstdauer nach den Artikeln 60 und 61 erreicht wurde und die 
Voraussetzungen für die bedingte Entlassung nicht eingetreten sind; oder 
c. eine geeignete Einrichtung nicht oder nicht mehr existiert.  
 
2Ist der mit der Massnahme verbundene Freiheitsentzug kürzer als die 
aufgeschobene Freiheitsstrafe, so wird die Reststrafe vollzogen. Liegen in 
Bezug auf die Reststrafe die Voraussetzungen der bedingten Entlassung 
oder der bedingten Freiheitsstrafe vor, so ist der Vollzug aufzuschieben.  
 
3An Stelle des Strafvollzugs kann das Gericht eine andere Massnahme 
anordnen, wenn zu erwarten ist, dadurch lasse sich der Gefahr weiterer 
mit dem Zustand des Täters in Zusammenhang stehender Verbrechen 
und Vergehen begegnen. 
 
4Ist bei Aufhebung einer Massnahme, die auf Grund einer Straftat nach 
Artikel 64 Absatz 1 angeordnet wurde, ernsthaft zu erwarten, dass der 
Täter weitere Taten dieser Art begeht, so kann das Gericht auf Antrag der  
Vollzugsbehörde die Verwahrung anordnen. 
 
 
5Hält die zuständige Behörde bei Aufhebung der Massnahme eine 
vormundschaftliche Massnahme für angezeigt, so teilt sie dies der 
Vormundschaftsbehörde mit. 
 
6Das Gericht kann ferner eine stationäre therapeutische Massnahme vor 
oder während ihres Vollzugs aufheben und an deren Stelle eine andere 
stationäre therapeutische Massnahme anordnen, wenn zu erwarten ist, 
mit der neuen Massnahme lasse sich der Gefahr weiterer mit dem 
Zustand des Täters in Zusammenhang stehender Verbrechen und 
Vergehen offensichtlich besser begegnen.  

 
Art. 62c    
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4 Ist bei Aufhebung einer Massnahme ernsthaft zu erwarten, dass der Täter 
einen Mord, eine vorsätzliche Tötung, eine schwere Körperverletzung, 
eine Vergewaltigung, einen Raub, eine Geiselnahme, eine Brandstiftung 
oder ein anderes Verbrechen begeht, durch das er die physische, 
psychische oder sexuelle Integrität einer andern Person schwer 
beeinträchtigt, so kann das Gericht auf Antrag der  Vollzugsbehörde die 
Verwahrung anordnen. 
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Art. 62d (Prüfung der Entlassung und Aufhebung) 
 
1Die zuständige Behörde prüft auf Gesuch hin oder von Amtes wegen, ob 
und wann der Täter aus dem Vollzug der Massnahme bedingt zu 
entlassen oder die Massnahme aufzuheben ist. Sie beschliesst darüber 
mindestens einmal jährlich. Vorher hört sie den Eingewiesenen an und 
holt einen Bericht der Leitung der Vollzugseinrichtung ein. 
 
2Hat der Täter eine Tat im Sinne von Artikel 64 Absatz 1 begangen, so 
beschliesst die zuständige Behörde gestützt auf das Gutachten eines 
unabhängigen Sachverständigen und nach Anhörung einer Kommission 
aus Vertretern der Strafverfolgungsbehörden, der Vollzugsbehörden 
sowie der Psychiatrie. Sachverständige und Vertreter der Psychiatrie 
dürfen den Täter nicht behandelt oder in anderer Weise betreut haben. 
 
 

 
Art. 62d 
 
 
 
 
 
 
 
2 Hat der Täter einen Mord, eine vorsätzliche Tötung, eine schwere 
Körperverletzung, eine Vergewaltigung, einen Raub, eine Geiselnahme, 
eine Brandstiftung oder ein anderes Verbrechen begangen, durch das 
er die physische, psychische oder sexuelle Integrität einer anderen 
Person schwer beeinträchtigt hat oder beeinträchtigen wollte, so 
beschliesst die zuständige Behörde gestützt auf das Gutachten eines 
unabhängigen Sachverständigen und nach Anhörung einer Kommission aus 
Vertretern der Strafverfolgungsbehörden, der Vollzugsbehörden sowie der 
Psychiatrie. Sachverständige und Vertreter der Psychiatrie dürfen den Täter 
nicht behandelt oder in anderer Weise betreut haben. 
 

 
Art. 63 (3. Ambulante Behandlung. Voraussetzungen und Vollzug) 
 
1Ist der Täter psychisch schwer gestört, ist er von Suchtstoffen oder in 
anderer Weise abhängig, so kann das Gericht anordnen, dass er nicht 
stationär, sondern ambulant behandelt wird, wenn:  
a. der Täter eine mit Strafe bedrohte Tat verübt, die mit seinem Zustand 
in Zusammenhang steht; und 
b. zu erwarten ist, dadurch lasse sich der Gefahr weiterer mit dem 
Zustand des Täters in Zusammenhang stehender Taten begegnen.  
 
 

2Das Gericht kann den Vollzug einer zugleich ausgesprochenen 
unbedingten Freiheitsstrafe, einer durch Widerruf vollziehbar erklärten 
Freiheitsstrafe sowie einer durch Rückversetzung vollziehbar gewordenen 
Reststrafe zu Gunsten einer ambulanten Behandlung aufschieben, um 
der Art der Behandlung Rechnung zu tragen. Es kann für die Dauer der 
Behandlung Bewährungshilfe anordnen und Weisungen erteilen. 
 

 
Art. 63 
 
1Ist der Täter psychisch schwer gestört, weist er besondere 
Persönlichkeitsmerkmale auf, ist er von Suchtstoffen oder in anderer 
Weise abhängig, so kann das Gericht anordnen, dass er nicht stationär, 
sondern ambulant behandelt wird, wenn:  
a. der Täter eine mit Strafe bedrohte Tat verübt, die mit seinem Zustand in 
Zusammenhang steht; und 
b. zu erwarten ist, dadurch lasse sich der Gefahr weiterer mit dem Zustand 
des Täters in Zusammenhang stehender Taten begegnen.  
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3Die zuständige Behörde kann verfügen, dass der Täter vorübergehend 
stationär behandelt wird, wenn dies zur Einleitung der ambulanten 
Behandlung geboten ist. Die stationäre Behandlung darf insgesamt nicht 
länger als zwei Monate dauern. 
 
4Die ambulante Behandlung darf in der Regel nicht länger als fünf Jahre 
dauern. Erscheint bei Erreichen der Höchstdauer eine Fortführung der 
ambulanten Behandlung notwendig, um der Gefahr weiterer mit einer 
psychischen Störung in Zusammenhang stehender Verbrechen und 
Vergehen zu begegnen, so kann das Gericht auf Antrag der 
Vollzugsbehörde die Behandlung um jeweils ein bis fünf Jahre 
verlängern. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Art. 64  (4. Verwahrung. Voraussetzungen und Vollzug) 
 
1Das Gericht ordnet die Verwahrung an, wenn der Täter einen Mord, eine 
vorsätzliche Tötung, eine schwere Körperverletzung, eine  
Vergewaltigung, einen Raub, eine Geiselnahme, eine Brandstiftung oder 
eine andere mit einer Höchststrafe von zehn Jahren oder mehr bedrohte 
Tat begangen hat, durch die er jemanden schwer geschädigt hat oder 
schädigen wollte und wenn: 
a. auf Grund der Persönlichkeitsmerkmale des Täters, der Tatumstände 
und seiner gesamten Lebensumstände ernsthaft zu erwarten ist, dass er 
weitere Taten dieser Art begeht; oder   
b. auf Grund einer anhaltenden oder langdauernden psychischen Störung 
von erheblicher Schwere, mit der die Tat in Zusammenhang stand, 
ernsthaft zu erwarten ist, dass der Täter weitere Taten dieser Art begeht 
und die Anordnung einer Massnahme nach Artikel 59 keinen Erfolg 
verspricht.  
 
 

 
Art. 64   
 
1Verspricht die Anordnung einer Behandlung nach Artikel 59 keinen 
ausreichenden Erfolg,  so ordnet das Gericht die Verwahrung an, wenn 
der Täter ein Verbrechen oder Vergehen begangen hat und auf Grund 
besonderer Umstände ernsthaft zu erwarten ist, dass er einen Mord, 
eine vorsätzliche Tötung, eine schwere Körperverletzung, eine 
Vergewaltigung, einen Raub, eine Geiselnahme, eine Brandstiftung oder 
ein anderes Verbrechen begeht, durch das er die physische, psychische 
oder sexuelle Integrität einer andern Person schwer beeinträchtigt. 
 
1bisAls besondere Umstände im Sinne von Absatz 1 gelten: 
a. die Persönlichkeitsmerkmale des Täters, die Tatumstände und seine 
gesamten Lebensumstände; oder 
b. eine anhaltende oder lang dauernde psychische Störung von 
erheblicher Schwere, mit der die begangene Tat im Zusammenhang 
steht. 
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2Der Vollzug der Freiheitsstrafe geht der Verwahrung voraus. 
 
 

 

3Die zuständige Behörde prüft zum Zeitpunkt, in welchem der Täter 
voraussichtlich aus dem Vollzug der Freiheitsstrafe entlassen werden und 
die Verwahrung antreten kann, die Voraussetzungen einer stationären 
therapeutischen Behandlung nach Artikel 59. Diese Prüfung ist nach 
Antritt der Verwahrung alle zwei Jahre zu wiederholen.  
 
4Die Verwahrung wird in einer Massnahmevollzugseinrichtung oder in 
einer Strafanstalt nach Artikel 76 Absatz 2 vollzogen. Die öffentliche 
Sicherheit ist zu gewährleisten. Der Täter wird psychiatrisch betreut, 
wenn dies notwendig ist.  
 

 

1terDas Gericht ordnet die lebenslängliche Verwahrung an, wenn der 
Täter einen Mord, eine vorsätzliche Tötung, eine schwere 
Körperverletzung, eine Vergewaltigung, einen Raub, eine Geiselnahme, 
eine Brandstiftung oder ein anderes Verbrechen begangen hat, durch 
das er die physische, psychische oder sexuelle Integrität einer anderen 
Person schwer beeinträchtigt hat oder beeinträchtigen wollte, und  
a. beim Täter im Vergleich zu anderen Tätern solcher Delikte eine sehr 
hohe Wahrscheinlichkeit dafür besteht, dass er ein weiteres Verbrechen 
dieser Art begeht, und 
b. der Täter aufgrund besonderer Persönlichkeitsmerkmale als 
dauerhaft nicht therapierbar eingestuft wird, weil die Behandlung 
langfristig keinen ausreichenden Erfolg verspricht.  
 

2 Der Vollzug der Freiheitsstrafe geht der Verwahrung voraus. Die 
Bestimmungen über die bedingte Entlassung aus der Freiheitsstrafe 
(Art. 86 – 88) sind nicht anwendbar. 
 
3streichen (vgl. Art. 64a Abs. 6 und Art. 64b Abs. 1 Bst b neu) 
 
 
 
 
 
4 Die Verwahrung wird in einer Massnahmevollzugseinrichtung oder in einer 
Strafanstalt vollzogen. Der Täter wird psychiatrisch betreut, wenn dies 
notwendig und zweckmässig ist. 

 

 9 



 
 
Art. 64a (Bedingte Entlassung und Aufhebung) 
 
1Der Täter wird aus der Verwahrung bedingt entlassen, sobald zu 
erwarten ist, dass er sich in der Freiheit bewährt. Die Probezeit beträgt 
zwei bis fünf Jahre. Für die Dauer der Probezeit kann Bewährungshilfe 
angeordnet und können Weisungen erteilt werden. 
 
2Erscheint bei Ablauf der Probezeit eine Fortführung der Bewährungshilfe 
oder der Weisungen als notwendig, um der Gefahr weiterer Straftaten im 
Sinne von Artikel 64 Absatz 1 zu begegnen, so kann das Gericht auf 
Antrag der Vollzugsbehörde die Probezeit jeweils um weitere zwei bis fünf 
Jahre verlängern. 
 
 

3Ist auf Grund des Verhaltens des bedingt Entlassenen  während der 
Probezeit ernsthaft zu erwarten, dass er weitere Straftaten im Sinne von 
Artikel 64 Absatz 1 begehen könnte, so ordnet das Gericht auf Antrag der 
Vollzugsbehörde die Rückversetzung an. 
 
 
 

 

4Entzieht sich der bedingt Entlassene der Bewährungshilfe oder 
missachtet er die Weisungen, so ist Artikel 95 Absätze 3–5 anwendbar. 
 
5Hat sich der bedingt Entlassene bis zum Ablauf der Probezeit bewährt, 
so ist er endgültig entlassen. 
 

 
Art. 64a ( Bedingte Entlassung) 
 
1Der Täter wird aus der Verwahrung nach Artikel 64 Absatz 1 bedingt 
entlassen, sobald zu erwarten ist, dass er sich in der Freiheit bewährt. Die 
Probezeit beträgt zwei bis fünf Jahre. Für die Dauer der Probezeit kann 
Bewährungshilfe angeordnet und können Weisungen erteilt werden. 
 
2Erscheint bei Ablauf der Probezeit eine Fortführung der Bewährungshilfe 
oder der Weisungen als notwendig, um der Gefahr weiterer Verbrechen zu 
begegnen, durch die der Täter  die physische, psychische oder sexuelle 
Integrität einer andern Person schwer beeinträchtigt, so kann das Gericht 
auf Antrag der Vollzugsbehörde die Probezeit jeweils um weitere zwei bis 
fünf Jahre verlängern. 
 

3Ist auf Grund des Verhaltens des bedingt Entlassenen  während der 
Probezeit ernsthaft zu erwarten, dass er einen Mord, eine vorsätzliche 
Tötung, eine schwere Körperverletzung, eine Vergewaltigung, einen 
Raub, eine Geiselnahme, eine Brandstiftung oder ein anderes 
Verbrechen begeht, durch das er die physische, psychische oder 
sexuelle Integrität einer anderen Person schwer beeinträchtigt, so ordnet 
das Gericht auf Antrag der Vollzugsbehörde die Rückversetzung an. 
 

 
 
 
 
 
 
 
6Ist schon während des Strafvollzugs, welcher der Verwahrung 
vorausgeht, zu erwarten, dass der Täter sich in Freiheit bewährt, so 
verfügt das Gericht die bedingte Entlassung frühestens auf den 
Zeitpunkt hin, an welchem der Täter zwei Drittel der Strafe oder 15 Jahre 
der lebenslänglichen Strafe verbüsst hat. Zuständig ist das Gericht, das 
die Verwahrung angeordnet hat. Im Übrigen sind die Absätze 1 – 5 
anwendbar. 
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Art. 64b (Prüfung der Entlassung) 
 
1Die zuständige Behörde prüft auf Gesuch hin oder von Amtes wegen, ob 
und wann der Täter aus der Verwahrung bedingt entlassen werden kann. 
Sie beschliesst darüber mindestens einmal jährlich, erstmals nach Ablauf 
von zwei Jahren. Vorher hört sie den Täter an und holt einen Bericht der 
Leitung der Massnahmevollzugseinrichtung oder der Strafanstalt ein.  
 
 
 

2Der Entscheid über die bedingte Entlassung (Art. 64a Abs. 1) sowie über 
die Feststellung des Vorliegens der Voraussetzungen für eine stationäre 
therapeutische Behandlung (Art. 64 Abs. 3) ist gestützt auf eine 
unabhängige sachverständige Begutachtung sowie nach Anhörung einer 
Kommission aus Vertretern der Strafverfolgungsbehörden, der 
Vollzugsbehörden und der Psychiatrie zu treffen. Sachverständiger und 
Vertreter der Psychiatrie dürfen den Täter nicht behandelt oder in anderer 
Weise betreut haben. 
 
 

 
Art. 64b (Prüfung der Entlassung aus der Verwahrung) 
 
1Die zuständige Behörde prüft auf Gesuch hin oder von Amtes wegen: 
a. mindestens einmal jährlich, ob und wann der Täter aus der 
Verwahrung bedingt entlassen werden kann, erstmals nach Ablauf von 
zwei Jahren; 
b. mindestens alle zwei Jahre, ob die Voraussetzungen für eine 
stationäre therapeutische Behandlung gegeben sind, erstmals vor 
Antritt der Verwahrung. 
 
2Vor ihrem Entscheid hört die zuständige Behörde den Täter an und holt 
einen Bericht der Leitung der Massnahmevollzugseinrichtung oder der 
Strafanstalt ein.  
 
3Der Entscheid über die bedingte Entlassung (Art. 64a Abs. 1) sowie 
über den Antrag an das Gericht auf Anordnung einer stationären 
therapeutischen Behandlung (Art. 65) ist gestützt auf eine unabhängige 
sachverständige Begutachtung sowie nach Anhörung einer Kommission aus 
Vertretern der Strafverfolgungsbehörden, der Vollzugsbehörden und der 
Psychiatrie zu treffen. Sachverständiger und Vertreter der Psychiatrie dürfen 
den Täter nicht behandelt oder in anderer Weise betreut haben. 
 

  
Art. 64c (Prüfung der Entlassung aus der lebenslänglichen Verwahrung) 
 
1Bei lebenslänglicher Verwahrung nach Artikel 64 Absatz 1ter prüft die 
zuständige Behörde auf Gesuch hin, ob neue, wissenschaftliche 
Erkenntnisse vorliegen, die erwarten lassen, dass der Täter so 
behandelt werden kann, dass er keine Gefahr für die Öffentlichkeit mehr 
darstellt. Sie entscheidet gestützt auf den Bericht der Eidgenössischen 
Fachkommission zur Beurteilung der Behandelbarkeit lebenslänglich 
Verwahrter. 
 
2Kommt die zuständige Behörde zum Schluss, der Täter könne 
behandelt werden, so bietet sie ihm eine Behandlung an. Diese wird in 
einer geschlossenen Einrichtung vorgenommen. Bis zur Aufhebung der 
lebenslänglichen Verwahrung nach Absatz 3 bleiben die Bestimmungen 
über den Vollzug der lebenslänglichen Verwahrung anwendbar. 
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3Zeigt die Behandlung, dass sich die Gefährlichkeit des Täters erheblich 
verringert hat und so weit verringern lässt, dass er keine Gefahr mehr  
für die Öffentlichkeit darstellt, so hebt das Gericht die lebenslängliche  
Verwahrung auf und ordnet die Verwahrung nach Artikel 64 Absatz 1 
oder eine stationäre therapeutische Massnahme nach den Artikeln 59 -  
61 an. 
 
4Das Gericht kann den Täter aus der lebenslänglichen Verwahrung 
bedingt entlassen, wenn er infolge andauernder Invalidität, hohen Alters 
oder schwerer Krankheit keine Gefahr für die Öffentlichkeit mehr 
darstellt. Die bedingte Entlassung richtet sich nach Art. 64a. 
 
5Zuständig ist das Gericht, das die lebenslängliche Verwahrung 
angeordnet hat. Es entscheidet gestützt auf die Gutachten von zwei 
erfahrenen und  voneinander unabhängigen Sachverständigen, die den 
Täter weder behandelt noch in anderer Weise betreut haben. 
 
6Die Absätze 1 und 2 gelten auch während des Vollzugs der 
Freiheitsstrafe, welcher der lebenslänglichen Verwahrung vorausgeht.   
Die Aufhebung der lebenslänglichen Verwahrung nach Absatz 3 erfolgt 
frühestens auf den Zeitpunkt hin, an welchem der Täter zwei Drittel der 
Strafe oder 15 Jahre der lebenslänglichen Strafe verbüsst hat. 
 

 
Art. 65 (Änderung der Sanktion) 
 
Sind bei einem Verurteilten vor oder während des Vollzugs einer 
Freiheitsstrafe oder einer Verwahrung die Voraussetzungen einer 
stationären therapeutischen Massnahme nach den Artikeln 59–61 
gegeben, so kann das Gericht diese Massnahme nachträglich anordnen. 
Zuständig ist das Gericht, das die Strafe ausgesprochen oder die 
Verwahrung angeordnet hat. Der Vollzug einer Reststrafe wird 
aufgeschoben. 
 

 
Art. 65 
 
1Sind bei einem Verurteilten vor oder während des Vollzugs einer 
Freiheitsstrafe oder einer Verwahrung nach Artikel 64 Absatz 1 die 
Voraussetzungen einer stationären therapeutischen Massnahme nach den 
Artikeln 59–61 gegeben, so kann das Gericht diese Massnahme nachträglich 
anordnen. Zuständig ist das Gericht, das die Strafe ausgesprochen oder die 
Verwahrung angeordnet hat. Der Vollzug einer Reststrafe wird 
aufgeschoben. 
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2Erweist sich bei einem Verurteilten während des Vollzuges der 
Freiheitsstrafe, dass die Voraussetzungen der Verwahrung nach Artikel 
64 Absatz 1 oder der lebenslänglichen Verwahrung nach Artikel 64 
Absatz 1ter gegeben sind und im Zeitpunkt der Verurteilung bereits 
bestanden haben, so kann das Gericht diese Massnahmen nachträglich 
anordnen. Unter denselben Voraussetzungen kann das Gericht während 
des Vollzugs der Verwahrung nach Artikel 64 Absatz 1 die 
lebenslängliche Verwahrung nach Artikel 64 Absatz 1ter anordnen. Die 
Zuständigkeit bestimmt sich nach den Regeln, die für die 
Wiederaufnahme gelten. 
 

 
Art. 75a (Besondere Sicherheitsmassnahmen) 
 
1Im Hinblick auf die Wahl des Vollzugsortes, die Urlaubsgewährung und 
die bedingte Entlassung beurteilt die Kommission nach den Artikeln 62d 
Absatz 2 und 64b Absatz 2 die Gemeingefährlichkeit von Gefangenen, 
die eine Straftat begangen haben, welche mit einer Höchststrafe von 
zehn Jahren oder mehr bedroht ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

2Gemeingefährlichkeit ist anzunehmen, wenn der Gefangene jemanden 
schwer geschädigt hat oder schädigen wollte und die Gefahr besteht, 
dass er flieht und zu erwarten ist, dass er weitere Straftaten dieser Art 
begeht. 
 

 
Art. 75a 
 
1Die Kommission nach den Artikeln 62d Absatz 2 und 64b Absatz 2 
beurteilt die Gemeingefährlichkeit des Täters im Hinblick auf dessen 
Einweisung in eine offene Strafanstalt und die Bewilligung von 
Vollzugsöffnungen, wenn: 
a. dieser einen Mord, eine vorsätzliche Tötung, eine schwere 
Körperverletzung, eine Vergewaltigung, einen Raub, eine Geiselnahme, 
eine Brandstiftung oder ein anderes Verbrechen begangen hat, durch 
das er die physische, psychische oder sexuelle Integrität einer anderen 
Person schwer beeinträchtigt hat oder beeinträchtigen wollte, und 
b. die Vollzugsbehörde die Gemeingefährlichkeit des Gefangenen nicht 
eindeutig beantworten kann. 
 
1bisVollzugsöffnungen sind Lockerungen im Freiheitsentzug, namentlich 
die Verlegung in eine offene Anstalt, die Gewährung von Urlaub, die 
Zulassung zum Arbeitsexternat oder zum Wohnexternat und die 
bedingte Entlassung.  
 
2 Gemeingefährlichkeit ist anzunehmen, wenn die Gefahr besteht, dass der 
Gefangene flieht, und zu erwarten ist, dass er weitere Straftaten begeht, 
durch die er die physische, psychische oder sexuelle Integrität einer 
anderen Person schwer beeinträchtigt. 
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Art. 87 (b. Probezeit) 
 
1Dem bedingt Entlassenen wird eine Probezeit auferlegt, deren Dauer 
dem Strafrest entspricht. Sie beträgt jedoch mindestens ein Jahr und 
höchstens fünf Jahre. 
 
2Die Vollzugsbehörde ordnet in der Regel für die Dauer der Probezeit 
Bewährungshilfe an. Sie kann dem bedingt Entlassenen Weisungen 
erteilen. 
 
3Erfolgte die bedingte Entlassung aus einer Freiheitsstrafe, die wegen 
einer Straftat nach Artikel 64 Absatz 1 verhängt worden war, und 
erscheinen bei Ablauf der Probezeit die Bewährungshilfe oder Weisungen 
weiterhin notwendig, um der Gefahr weiterer Straftaten dieser Art zu 
begegnen, so kann das Gericht auf Antrag der Vollzugsbehörde die 
Bewährungshilfe oder die Weisungen jeweils um ein bis fünf Jahre 
verlängern oder für diese Zeit neue Weisungen anordnen. Die 
Rückversetzung in den Strafvollzug nach Artikel 95 Absatz 5 ist in diesem 
Fall nicht möglich.  

 
Art. 87 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 3Erfolgte die bedingte Entlassung aus einer Freiheitsstrafe, die wegen eines 
Mordes, einer vorsätzlichen Tötung, einer schweren Körperverletzung, 
einer Vergewaltigung, eines Raubes, einer Geiselnahme, einer 
Brandstiftung oder eines anderen Verbrechens verhängt worden war, 
durch das der Täter die physische, psychische oder sexuelle Integrität 
einer anderen Person schwer beeinträchtigt hat oder beeinträchtigten 
wollte, und erscheinen bei Ablauf der Probezeit die Bewährungshilfe oder 
Weisungen weiterhin notwendig, um der Gefahr weiterer Straftaten dieser Art 
zu begegnen, so kann das Gericht auf Antrag der Vollzugsbehörde die 
Bewährungshilfe oder die Weisungen jeweils um ein bis fünf Jahre 
verlängern oder für diese Zeit neue Weisungen anordnen. 
 
4Das Gericht droht dem bedingt Entlassenen im Entscheid nach Absatz 
3 Bestrafung nach Artikel 292 an für den Fall, dass er sich der 
Bewährungshilfe entzieht oder die Weisungen missachtet. Die Rückver-
setzung in den Strafvollzug nach Artikel 95 Absatz 5 ist in diesem Fall 
ausgeschlossen. 
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Art. 90 (3. Vollzug von Massnahmen) 
 
1Eine Person, die sich im Vollzug einer Massnahme nach den Artikeln 
59–61 befindet, darf nur dann ununterbrochen von den andern 
Eingewiesenen getrennt untergebracht werden, wenn dies unerlässlich 
ist:  
a. als vorübergehende therapeutische Massnahme; 
b. zum Schutz des Eingewiesenen oder Dritter; 
c. als Disziplinarsanktion. 
 
 
 
 
 
 
2Zu Beginn des Vollzugs der Massnahme wird zusammen mit dem 
Eingewiesenen oder seinem gesetzlichen Vertreter ein Vollzugsplan 
erstellt. Dieser enthält namentlich Angaben über die Behandlung der 
psychischen Störung, der Abhängigkeit oder der Entwicklungsstörung des 
Eingewiesenen sowie zur Vermeidung von Drittgefährdung. 
 
3Ist der Eingewiesene arbeitsfähig, so wird er zur Arbeit angehalten, 
soweit seine stationäre Behandlung oder Pflege dies erfordert oder 
zulässt. Die Artikel 81–83 sind sinngemäss anwendbar. 
 
4Für die Beziehungen des Eingewiesenen zur Aussenwelt gilt Artikel 84 
sinngemäss, sofern nicht Gründe der stationären Behandlung weiter 
gehende Einschränkungen gebieten.  
 
 
 
 
 
 
 

5Für Kontrollen und Untersuchungen gilt Artikel 85 sinngemäss. 
 
 

 
Art. 90 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4bis  Für die Einweisung in eine offene Einrichtung und die Bewilligung 
von Vollzugsöffnungen  gilt Artikel 75a sinngemäss. 
 
4ter Während der lebenslänglichen Verwahrung und des 
vorausgehenden Strafvollzuges werden keine Urlaube oder andere 
Vollzugsöffnungen  bewilligt. 
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Siebenter Titel:  
Straf- und Massnahmenvollzug, Bewährungshilfe, Anstalten und 
Einrichtungen. 
 

 
Siebenter Titel:  
Straf- und Massnahmenvollzug, Bewährungshilfe, Anstalten und 
Einrichtungen, Haftung. 

  
Art. 380bis   (6. Haftung bei Aufhebung der lebenslänglichen  
                    Verwahrung) 
 
1Wird eine lebenslänglich verwahrte Person bedingt entlassen oder ihre 
Verwahrung aufgehoben und begeht diese Person erneut ein 
Verbrechen gemäss Artikel 64 Absatz 1ter,  haftet das zuständige 
Gemeinwesen für den daraus entstandenen Schaden. 
 
2Für den Rückgriff auf den Täter und die Verjährung des Anspruchs auf 
Schadenersatz oder Genugtuung gelten die Bestimmungen des 
Obligationenrechts1 über die unerlaubten Handlungen.  
 
3Für den Rückgriff auf die Mitglieder der anordnenden Behörde ist das 
kantonale Recht beziehungsweise das Verantwortlichkeitsgesetz des 
Bundes2 massgebend. 
 

 
Art. 385 (3. Wiederaufnahme des Verfahrens) 
 
Die Kantone haben gegenüber Urteilen, die auf Grund dieses oder eines 
andern Bundesgesetzes ergangen sind, wegen erheblicher Tatsachen 
oder Beweismittel, die dem Gericht zur Zeit des früheren Verfahrens nicht 
bekannt waren, die Wiederaufnahme des Verfahrens zu Gunsten des 
Verurteilten zu gestatten. 
 

 
Art. 385  
 
1 Die Kantone … 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

                                            
1 SR 220 
2 SR 170.32 
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2Keinen Grund für eine Wiederaufnahme bilden Tatsachen und 
Beweismittel betreffend die Therapierbarkeit eines lebenslänglich 
Verwahrten, die sich auf nachträglich aus dem Verlauf des Strafvollzugs 
gewonnene Erkenntnisse abstützen. Das zuständige Gericht 
entscheidet darüber aufgrund des Berichtes der Eidgenössischen 
Fachkommission zur Beurteilung der Behandelbarkeit lebenslänglich 
Verwahrter. 

 
VI Übergangsbestimmungen  
 
2. Anordnung und Vollzug von Massnahmen 
 
1Die Bestimmungen des neuen Rechts über die Massnahmen (Art. 56–
65) und über den Massnahmenvollzug (Art. 90) sind auch auf die Täter 
anwendbar, die vor deren Inkrafttreten eine Tat begangen haben oder 
beurteilt worden sind. Die Einweisung junger Erwachsener in eine 
Arbeitserziehungsanstalt (alt-Art. 100bis41) und eine Massnahme für 
junge Erwachsene (Art. 61) dürfen jedoch in diesen Fällen nicht länger als 
vier Jahre dauern. 
 
2Bis spätestens 12 Monate nach Inkrafttreten des neuen Rechts überprüft 
das Gericht von Amtes wegen, ob die Personen, die nach den Artikeln 42 
und 43 Ziffer 1 Absatz 2 des alten Rechts verwahrt sind, die 
Voraussetzungen der Verwahrung nach Artikel 64 erfüllen. Sind diese 
Voraussetzungen erfüllt, so wird die Massnahme nach neuem Recht 
weitergeführt. Sind die Voraussetzungen nicht erfüllt, so wird sie 
aufgehoben. Sind die Voraussetzungen für eine therapeutische 
Massnahme (Art. 59–61 oder 63) erfüllt, so ordnet sie das Gericht an. 
Hält das Gericht eine vormundschaftliche Massnahme für angezeigt, so 
teilt es  dies der Vormundschaftsbehörde mit (Art. 62c Abs. 5). 
 
3Hat die verwahrte Person eine Tat im Sinne von Artikel 64 Absatz 1 
begangen, so entscheidet das Gericht gestützt auf das Gutachten eines 
unabhängigen Sachverständigen und nach Anhörung einer Kommission 
aus Vertretern der Strafverfolgungsbehörden, der Vollzugsbehörden und 
der Psychiatrie. Sachverständiger und Vertreter der Psychiatrie dürfen 
den Täter nicht behandelt oder in anderer Weise betreut haben. 

 
VI Übergangsbestimmungen  
 
2. Anordnung und Vollzug von Massnahmen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2Bis spätestens 12 Monate nach Inkrafttreten des neuen Rechts überprüft 
das Gericht von Amtes wegen, ob die Personen, die nach den Artikeln 42 
und 43 Ziffer 1 Absatz 2 des alten Rechts verwahrt sind, die 
Voraussetzungen der Verwahrung nach Artikel 64 Absatz 1 erfüllen. Sind 
diese Voraussetzungen erfüllt, so wird die Massnahme nach neuem Recht 
weitergeführt. Sind die Voraussetzungen nicht erfüllt, so wird sie aufgehoben. 
Sind die Voraussetzungen für eine therapeutische Massnahme (Art. 59–61 
oder 63) erfüllt, so ordnet sie das Gericht an. Hält das Gericht eine 
vormundschaftliche Massnahme für angezeigt, so teilt es  dies der 
Vormundschaftsbehörde mit (Art. 62c Abs. 5). 
 
3 streichen. 
 

 


